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Mittel- und Berufsschullehrervollzugsverordnung
(Änderung vom 7. Dezember 2011)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Die Mittel- und Berufsschullehrervollzugsverordnung vom
26. Mai 1999 wird geändert.

II. Diese Verordnungsänderung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.

III. Gegen diese Verordnungsänderung kann innert 10 Tagen, von
der Veröffentlichung an gerechnet, beim Verwaltungsgericht des Kan-
tons Zürich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerdeschrift muss
einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Dem Lauf der Be-
schwerdefrist und der Einreichung einer allfälligen Beschwerde wird
die aufschiebende Wirkung entzogen.

IV. Veröffentlichung dieses Beschlusses, der Aufhebung der Ver-
ordnung und der Begründung im Amtsblatt. 

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin: Der Staatsschreiber:
Gut-Winterberger Husi
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Mittel- und Berufsschullehrervollzugsverordnung
(MBVVO)
(Änderung vom 7. Dezember 2011) 

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Mittel- und Berufsschullehrervollzugsverordnung vom 26. Mai
1999 wird wie folgt geändert:

Verpflegungs-
zulage

§ 25 a. Bietet eine Schule keine Verpflegungsmöglichkeit an, er-
halten die dort tätigen Lehrpersonen, Vikarinnen und Vikare monat-
lich einen Beitrag an die Mittagsverpflegung. Dieser bemisst sich nach
dem Umfang ihres Pensums und beträgt bei einem Vollpensum Fr. 100. 
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Begründung

A. Ausgangslage

Mit Beschluss Nr. 254/2005 regelte der Regierungsrat gestützt auf
§ 69 Abs. 3 der Vollzugsverordnung zum Personalgesetz vom 27. Sep-
tember 1998 den Bezug von Lunch-Checks. Diese Regelungen soll in
erster Linie den Angestellten der Zentral- und Bezirksverwaltungen
zugutekommen, die nicht wie das Personal der kantonalen Spitäler,
der Kantonsschulen, der Universität oder der Kantonspolizei in be-
triebseigenen Kantinen verpflegt werden können. 

Im Rahmen der am 16. Februar 2011 beschlossenen Änderungen
der Lehrpersonalverordnung vom 19. Juni 2000 (LPVO) legte der Re-
gierungsrat für die Lehrpersonen der Volksschulen fest, dass diese bei
einem Beschäftigungsgrad von 100% anstelle von Lunch-Checks eine
Verpflegungszulage von Fr. 100 pro Monat erhalten sollen. Bei einem
tieferen Beschäftigungsgrad soll die Zulage anteilmässig ausgerichtet
werden. Mit dieser Massnahme soll eine Gleichbehandlung aller kan-
tonalen Angestellten erreicht werden. Bei der Festlegung des Betrages
wurde dem Umstand Rechnung getragen, dass die Präsenzzeit, zu der
die Lehrpersonen der Volksschule verpflichtet sind, aufgrund der Schul-
ferien geringer ist als diejenige der übrigen kantonalen Verwaltung. 

Für die Mittel- und Berufsschullehrpersonen, die an Schulen tätig
sind, die über keine interne Verpflegungsmöglichkeit, d. h. keine
Mensa, verfügen, ist deshalb die gleiche Regelung wie bei den Volks-
schullehrpersonen einzuführen. Davon betroffen sind sechs Schulen.

B. Bemerkungen zur neuen Bestimmung

Der neue § 25a der Mittel- und Berufsschullehrervollzugsverord-
nung vom 26. Mai 1999 (MBVVO, LS 413.112) entspricht inhaltlich der
Regelung in § 19a LPVO. Da die Schulleitungen der kantonalen Mit-
tel- und Berufsfachschulen nur mit Lehrpersonen besetzt werden kön-
nen (vgl. § 27 MBVVO), erübrigt sich, in § 25a MBVVO die Schullei-
terinnen und Schulleiter besonders zu erwähnen. Weil die meisten
Mittel- und Berufsfachschulen über eine Mensa verfügen, wird im Un-
terschied zur Regelung an der Volksschule festgelegt, dass die Verpfle-
gungszulage nur denjenigen Lehrpersonen ausgerichtet wird, die an
einer Schule tätig sind, die keine vergünstigte Verpflegungsmöglich-
keit an der Schule bzw. in der Verpflegungsstätte einer benachbarten
Schule anbieten können.
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C. Kosten

Die Änderung der MBVVO hat Mehrkosten von jährlich rund
Fr. 310 000 zur Folge. Die Finanzierung von Fr. 204 000 erfolgt zulasten
der Erfolgsrechnung der Leistungsgruppe Nr. 7301, Mittelschulen, die
übrigen Fr. 106 000 erfolgen zulasten der Erfolgsrechnung der Leis-
tungsgruppe Nr. 7306, Berufsbildung. Die Ausgaben sind im Budget-
entwurf 2012 und im KEF 2012–2015 nicht eingestellt und müssen im
Rahmen dieser Leistungsgruppen kompensiert werden.

D. Inkraftsetzung, Entzug der aufschiebenden Wirkung
und Verkürzung der Beschwerdefrist

Gemäss § 10 Abs. 2 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom
24. Mai 1959 (VRG, LS 175.2) sind kantonale Erlasse mit einer Rechts-
mittelbelehrung zu veröffentlichen. Dem Lauf der Rekursfrist und der
Einreichung des Rekurses kommt aufschiebende Wirkung zu (§ 25
Abs. 1 VRG). Die anordnende Instanz kann aus besonderen Gründen
eine gegenteilige Anordnung treffen (§ 25 Abs. 3 VRG). Gleiches gilt
für die Beschwerde ans Verwaltungsgericht.

Die Neuregelung der Verpflegungszulage für die Volksschullehrper-
sonen tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. Aus Gründen der Rechtsgleich-
heit ist § 25a der MBVVO ebenfalls auf diesen Zeitpunkt in Kraft zu
setzen. Um dies zu ermöglichen, ist die Frist zur Anfechtung beim
Verwaltungsgericht auf zehn Tage zu verkürzen. Einer allfälligen Be-
schwerde ist aus demselben Grund die aufschiebende Wirkung zu ent-
ziehen.


